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I N T E G R A T I O N A U F  V I E L E N  W E G E N
Im Anschluß an die im Septemherheft erschienene grundsätzliche Abhandlung von 
Dr. Albrecht über die Methodik der Integration sollen die beiden folgenden Beiträge an 
lebendigen Beispielen die vielfältige Problematik der Integrationsarbeit heraussteilen.
Am  Beispiel der Montanunion, deren mehrjähriges Arbeitsergebnis sich überblicken läßt, 
sollen die Funktionsgrenzen einer Teilintegration aufgezeigt werden, die sich aus der \ 
wechselseitigen Verbrauchsverlagerung in den verschiedenen Entwicklungsstadien dieser 
Institution ergibt. Am Beispiel des Grünen Pools, an dessen Verwirklichung seit ebenso 
vielen Jahren gearbeitet wird, w ird die jeder Teilintegration immanente Diskrepanz 
zwischen nationalwirtschaftlicher Erwartung und supranationaler Zielsetzung deutlich.

Die Montanunion in den Funktionsgrenzen der Teilintegration
Dr. Harald Jürgensen, Münster

D ie europäische W irtschaftsintegration strebt nach 
freien M ärkten für Güter, Kapital und Arbeit. 

Ihre Zielsetzung rechtfertigt sich durch die bei glei­
chem Kapital- und Arbeitseinsatz gegenüber der Aus­
gangslage hervorzubringende zusätzliche W ertschöp­
fung. Ihre Voraussetzung bildet die Gleichheit der 
institutioneilen Bedingungen für den interregionalen 
und internationalen Handel. Ihre Probleme liegen in 
den Reibungsverlusten der dazu einzuleitenden An­
passungsprozesse. W eder im Ergebnis zu übersehen 
noch im Ablauf beherrschbar, bilden sie eine Ursache 
dafür, daß in absehbarer Zeit mit einem Freihandels­
gebiet im Sinne einer Vollintegration nicht gerechnet 
w erden kann. Mit geringerem W agnis — aber auch 
verkleinerten Erfolgsaussichten — sind zwei W ege 
eingeschlagen worden, auf Teilgebieten zu Lösungen 
zu kommen:
1. d ie  re la tiv e  W ied e rh erste llu n g  des In te rn a tio n a len  P re is­
zusam m enhanges durch d en  A b bau  v o n  abso lu ten  H andels­
u n d  Z ah lungsbeschränkungen  (In teg ra tion  e rsten  G rades im 
S inne d er OEEC*));
2. die ab so lu te  M ark tverschm elzung  auf reg ional u n d  g ü te r­
m äßig  b eg ren z ten  T eilbereichen (gleichzeitige In teg ra tio n  
e rs te n  u n d  zw eiten  G rades im  S inne der M ontanunion).

Für beide W ege liegen nunmehr praktische Erfahrun­
gen vor: Als ältere Institution, mit dem ausdrück­
lichen Fernziel einer W irtschaftsintegration gegründet, 
w ird die OEEC in absehbarer Zeit die absoluten Han­
dels- und Zahlungsbeschränkungen weitgehend besei­
tig t haben. W enn auch relative Hemmnisse vielfach 
an ihre Stelle treten  und die Außenhandelswirkungen 
dieser Maßnahmen nicht voll zur Geltung kommen 
lassen, so sind doch wichtige Fortschritte in Richtung 
auf eine Marktverschmelzung erreicht worden. Ohne 
jem als supranationale Machtvollkommenheit besessen 
zu haben, kann die zielstrebige Politik der OEEC und 
damit die „funktionelle Methode" auf unverkennbare 
Erfolge hinweisen.
‘) OEEC-Dokumente c (50) 292, A nnexe A.

W eniger durchsichtig, ja  z. T. heftig um stritten sind 
dagegen die Integrationsleistungen der Montanunion. 
W enn auch Ursache und Veranlassung ihrer iKonzi- 
pierung vorwiegend politisch begründet waren )̂, so 
hindert das allein ja  nicht, daß sie echte wirtschaft­
liche Funktionen im Rahmen der Gesamtintegration 
übernimmt ®}. Der Grundkonstruktion nach bezweckt 
der V ertrag eine i n s t i t u t i o n e i l e  Integration. 
Im Gegensatz zur OEEC verfügt die Montanunion da­
her über Institutionen, denen Befugnisse für die Aus­
gestaltung des gemeinsamen M arktes übertragen sind. 
Auf der anderen Seite beschränkt sich die Union auf 
einen engen, wenngleich wichtigen Kreis von Pro­
dukten und einen begrenzten Ausschnitt W esteuropas. 
In ihrer langfristigen Zielsetzung m ündet sie in die 
einer Gesamtintegration ein^). Ihre Berechtigung ist 
nachgewiesen, wenn sie drei Bedingungen genügt;
1. Ih re  M aßnahm en m üssen  d ie  e rs tre b te  Z ie lsetzung  h e r­
beifü h ren  können .
2. Ih re  M aßnahm en d ü rfen  k e in e  V erän d e ru n g en  der P ro­
duk tions- u n d  A u stau sch stru k tu r he rv o rru fen , die b e i der 
sp ä te ren  V erw irk lichung  eines europäischen  F re ih an d e ls­
geb ie tes rückgängig  gem acht w erd en  m üßten.
3. Ih re  M aßnahm en so llten  m it d en  b is zur E rreichung der 
G esam tin teg ra tio n  in  besch ränk tem  U m fang w eite rh in  ge­
rech tfe rtig ten  n a tio n a lstaa tlich e n  In te re sse n  )̂ v e re in b a r se in  
u n d  d ie A n p assu n g s la sten  nicht e i n s e i t i g  verte ilen .

Damit soll nicht die Behauptung aufgestellt werden, 
daß von jeder Behinderung abgesehen werden muß. 
Nur sollte ein haltbarer Kompromiß zwischen natio­
naler und internationaler Zielsetzung gefunden wer­
den, wenn nötig zu Lasten dieser Zielsetzung.
') Vgl. den sorgfältigen  Nachweis be i H. C. H ahn: „Der Schuman- 
plan", 1953, S, 3 ff.
“) Von d ieser e tw as seh r vereinfachten Basis ausgehend, versuchen 
in le tz ter Z eit m aßgeblidie K ritiker d ie M ontanunion als w eit­
gehend unnütz abzutun. *

„La Com m unauté . . .  a pour m ission de contribuer . . à  l ’expan­
sion économ ique, au  développem ent de l'em ploi e t au  relèvem ent 
du n iveau  de v ie .“ (Art. 2).
®) Solange das Endstadium  eines europäisd ien  Freihandels- und 
W ährungsgebietes n id it e rre id it ist, g ib t es  s innvolle nationale 
Lösungen.

1955/XI 623



Jürgensen ; M ontanunion in den Funküonsgrenzen der T eilintegration

Als das Grundproblem jeder Integration stellt sidi 
die Erweiterung der Märlcte. W ie immer man die Kon­
struktion audi wählt, in jedem  Fall ist der M arkt die 
„Produktionsstätte", auf der sid i die getroffenen 
Maßnahmen in meßbare Erfolge umsetzen können. 
Eingriffe ohne W irkung auf den M arktablauf bleiben 
audi ohne Einfluß auf die Zielsetzung und sind außer­
stande, Integrationsfortsdiritte herbeizuführen. Es er­
sdieint deshalb zwedcmäßig, den M a r k t v e r l a u f  
in den M ittelpunkt einer A nalyse zu stellen, die nadi 
den. Auswirkungen von Integrationsansätzen in der 
M ontanunion forsdit. Neben der Frage nadi Erfüllung 
der engeren, durdi die Daten der Teilintegration gesetz­
ten Aufgaben stellen wir die Frage nadi dem Beitrag 
der Montanunion zur gesam teuropäisdien Konzeption.

MARKTVERHÄLTNISSE 

Die in wenigen Standorten konzentrierte M ontan­
industrie zeigt mit die sdiärfsten Abweidiungen von 
einer gleidimäßigen Verteilung von Angebot und 
Nadifrage im Raum. Ihre hohe Transportkostenabhän­
gigkeit läßt ein besonderes V erhalten auf räumlidi 
ausgedehnten M ärkten erwarten. Jede Stellungnahme 
zur Integrationswirkung des gemeinsamen M arktes 
setzt eine A nalyse der vorgegebenen M arkt V e r ­
h ä l t n i s s e  voraus.
W esteuropa ist mit 32 »/o der W eltsteinkohlenförde­
rung und fast 30«/o der Rohstahlerzeugung audi im 
W eltm aßstab ein gew iditiger Faktor, und innerhalb 
seiner Grenzen ist es die Montanunion, die folgende 
Anteile dieses Gebietes auf sidi vereinigt:

A nteil der M ontanunion 
an der Produktion der ERP-Länder 1954

G ebiet Steinkohle Koks Eisenerz Rohstahl

G esam tproduktion
W esteuropas (M ilL  t )  476,0 80,2^) 99.6 V 66,S

A n t e i l e  i n  ®/o
M ontanunion 50,6 74,5 64,1 65,5
G roßbritannien 47,7 22,6 15,8 28,1
ü b rig es  W esteuropa 1.7 2,9 20,1 6,4

Fraditlinien zweier versdiiedener Standorte entstehen 
unter Voraussetzung gleidier W erks- bzw. Basispreise 
bestrittene Gebiete. Jenseits dieser Zone hört jeder 
Absatz auf, diesseits bleibt er allein dem näher liegen­
den Standort Vorbehalten. Die auf relativ  engem Raum 
zusammenstoßenden Kernstandorte können in der von 
den übrigen Konkurrenten abgewandten Riditung 
jeder für sidi einen Sektor der Peripherie auf sidi 
ausriditen. ü b er den bestimmenden Einfluß der Trans­
portkosten kum uliert innerhalb dieses Bereidies die 
A bsatzdidite mit der Annäherung zum jeweiligen 
Standort. Dieser Zusammenhang erlaubt eine gewisse 
Besdiränkung der Analyse, Ohne entsdieidende Ein­
bußen ihres Aussagewertes herbeizuführen. Der didi- 
teste Absatz findet sidi im unm ittelbaren Bereidi der 
Standorte — wir wollen ihn mit S t a n d o r t v e r ­
f l e c h t u n g  bezeidinen. Daneben treten  die Absatz­
beziehungen des Standortes an die angrenzenden, nur 
konsumierenden bzw. nidit ausreidiend produzieren­
den Randgebiete sowie ein gewisser Gegenverkehr 
in Spezialitäten ( K e r n - R a n d - V e r f l e c h t u n g ) .  
Beim Austausch zwischen den Standorten eines Kern­
gebietes gilt jeder Industriebezirk als A nbieter und 
Nachfrager zugleidi ( K e r n v e r f l e c h t u n g ) ,  ü b er­
prüfen wir diese Typologie der A ustausdibeziehungen 
am Beispiel der westdeutschen W alzstahlversorgung 
1952—1954;

Herkunft der 
westdeutschen W alzstahlfertigerzeugnisse

(in Vo der W alzstahlversorgung *) des Bundesgebietes 1951 — 1954)

V orläufige Zahlen.
Q uelle : S tat. V j. H eft f. d. Eisen- und Stahlindustrie , A ugust 1955.

Innerhalb der M ontanunion bilden Nordrhein-W est­
falen, Belgien, die angrenzenden französischen De­
partem ents Nord, M eurthe et Moselle und Moselle, das 
Saargebiet sowie Luxemburg ein geschlossenes Kern­
gebiet, auf das praktisd i die gesamte Kohlenförderung 
und fast 80 “/o der Rohstahlproduktion entfallen.
Die räumliche Gliederung der M ontanunion überzeugt. 
Gelang es ihr doch, den geschlossenen Kreis der kon­
tinentalen Kernstandorte zu vereinigen. Vom wirt­
schaftlichen Standpunkt aus weniger zweckmäßig und 
nur politisch erklärbar erscheint die Einbeziehung 
Italiens. Dem Randland mit protektionistisdi ent­
wickelter Schwerindustrie verleiht der Beitritt in eine 
O rganisation von Kernstandorten noch keine Kern­
eigenschaften; die zahlreichen zugunsten Italiens 
notwendig gewordenen Ausnahmebestimmungen des 
V ertrages belegen das deutlich.
Die Absatzgebiete der einzelnen Produktionsstandorte 
lagern sich theoretisch als konzentrische Kreise um 
die Frachtbasispunkte. Durch Überschneidung gleicher

Position 1951 1952 1953 1954

1. Binnenhandel NRW 
(Standortverfleditung) 56,2 52,9 48,6 48,4

2. Absatz NRW an u. 
Empfang von andere(n) 
deutsdie(n) Länder(n) 
(Kern-Rand-Verfleditung) 27,9 27,4 28,6 27,0

3. Empfang deu tsd ier Länder 
von dt. Ländern außer NRW 
(Randverfleditung) 14,4 12,4 11,7 11,7

4. Empfang deu tsd ier Randländer 
aus ausl. K ernstandorten 
(Int. Kern-Rand-Verfl.) 0,7 3,7 6,2 9,2

5. Empfang NRW aus ausl. 
K ernstandorten 
(Kernverfleditung) 0,8 3,6 4,9 3,7

G esam tversorgung des 
Bundesgebietes 100 100 100 100
Errechnet nad i Veröffentlichungen der W irtschaftsvereinigung 

Eisen- und S tahlindustrie .

Auf die unter 1, 2 und 3 behandelten Absatzbezie­
hungen — also auf einen Block von 87 bis 98 °/o der 
Gesamtversorgung — w irkt der gemeinsame M arkt 
direkt nicht ein. N ur die unter 4 und 5 aufgeführten 
Handelsströme können direkt durch die Errichtung 
des gemeinsamen M arktes beeinflußt werden, und sie 
sind auch, wie die seit 1952 steigenden Versorgungs­
anteile dieser Relationen belegen, durch ihn beein­
flußt worden. Die indirekten Auswirkungen des ge­
meinsamen M arktes (d. h. der Auslandskonkurrenz) 
auf die unter 1—3 aufgeführten W arenström e können 
kompensatorischer, neutraler oder substitutionaler 
N atur sein.
ünsere  Übersicht belegt eindeutig, daß der überw ie­
gende Teil der Austausch- und Absatzbeziehungen 
sich statistisch nicht in den Außenhandelsaufzeichnun­
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gen niederschlagen kann. Die hödist wichtige Stand- 
ortverfleditung wird in keinem Fall erfaßt, die Kern- 
Rand-Verfleditung nur, soweit Teile der Peripherie 
eines Standortes bestritten sind. Allein die Kernver- 
fleditung w ird vollständig registriert. Für die Beurtei­
lung der Integrationsergebnisse reicht es daher nicht 
aus, lediglidi die immer im V ordergrund des Inter­
esses stehenden d i r e k t e n  Auswirkungen heran­
zuziehen, wenn berüdisichtigt wird, daß beispielsweise 
in der M ontanunion für W alzstahl bei einer Erzeugung 
von rd. 30 Mill. t  etwa 22 Mill. t im Regionalversand 
abgesetzt, 3 Mill. t zwischen den Ländern der Gemein- 
sdiaft ausgetausdit und 5 Mill. t  an dritte Länder ex­
portiert werden®). Im direkten Einflußbereidi des ge­
meinsamen M arktes zeichnen sich vor allem zwei mög­
liche Bewegungen ab;
1. d ie  v e rs tä rk te  g e g e n s e i t i g e  B elieferung

a) d er en g e ren  S tandortbere id ie  (Zunahm e der K ernver- 
fleditung),

b) d e r  R andabsatzgeb ie te  (Zunahm e d e r  in te rn a tio n a len  
K ern-R and-V erfleditung bei K onstanz d er na tionalen);

2. d ie  N e u v e r t e i l u n g  v o n  A b sa tzg eb ie ten  (infolge 
Zunahm e des in te rn a tio n a len  K ern-R and-V erkehrs be i A b ­
n a h m e  d er n a tio n a len  K ern-R and-V erflechtung).

Eine Analyse der bisher beobachteten Umsdiichtungen 
in den Austauschbeziehungen sollte nicht in den 
Fehler verfallen, in jeder Zunahme der auf dem ge­
meinsamen M arkt getätigten Umsätze ungeprüft einen 
Integrationsfortschritt zu sehen. Art. 2 des Vertrages 
erstrebt die billigere und bessere, n id it unbedingt die 
anderweitige Versorgung der Verbraucher.

MARKTERGEBNISSE 

Jede Annäherung an die Zielsetzung der Gemeinsdiaft 
führt über den Markt, Hier setzen sidi — wenn über­
haupt — die Maßnahmen der Hohen Behörde in meß­
bare Auswirkungen um. Der Beobaditungszeitraum 
seit Eröffnung der gemeinsamen M ärkte reid it nodi 
nicht aus, gesidierte Trends aus der Entwidclung der 
Austauschbeziehungen abzuleiten. Hinzu kommt die 
Problematik, die mit der notwendigen W ahl von 1952 
als Bezugsbasis verbunden ist. Nicht zuletzt sind die 
konjunkturellen Abweichungen zu berücksichtigen, 
die bis M itte 1954 den Anstieg der Austauschergeb­
nisse gehemmt, danadi aber wesentlich gefördert 
haben. Im Rahmen unserer Überlegungen zur Teilinte­
gration genügt es, den wichtigsten Veränderungen auf 
den einzelnen M ärkten nadizugehen.

Der Austausch von K ohle‘) in der Montanunion
(in Mill. t)

Land
Lieferungen an den | Bezüge aus 

gem einsam en M arkt
dem

1952 1 1953 1954 1952 1 1953 1 1954

D eutsdiland 15,9 16,5 18,2 4,3 4,6 4,8
N iederlande 0,8 0,9 1,9 2,9 4,0 5,3
Belgien 3.1 4,2 5,2 0,5 1.0 2,8
Luxemburg — — — 3,7 3,4 3,4
Frankreich/Saar 4,6 5,3 5,3 9,1 9,2 9.7
Ita lien — — — 3,9 4,7 4,5
Gem einschaft 24,4 27,0 30,6 24,4 27,0 30,6
‘) Steinkohle, -Koks und -Brikett.
Q uelle : 3. Gesam tbericht über die Tätigkeit der G em einsdiaft, S. 54.

•) A bgerundete Zahlenangaben von 1954. Q uelle: Stat. Bulletin, 
H eft 4, Ju li 1955.

Die beobachteten Veränderungen des Austausdi- 
volumens von 24 auf knapp 31 Mill. t sind nur auf 
verm ehrte Steinkohlenlieferungen zurückzuführen. Die 
Koksbezüge lagen — konjunkturell bedingt — 1953 
und 1954 mit je  7 Mill. t  um 1 Mill. t  unter dem Er­
gebnis von 1952. H ier dürften sich langfristig Auswir­
kungen der neuen Koksofenbatterien in Lothringen 
bem erkbar machen. Ihre Entfleditungswirkung wurde 
bisher durch die steigenden Anforderungen der eben­
falls erw eiterten Hochofenanlagen kompensiert. Aus 
demselben Grund hat der erhöhte Einsatz lothrin- 
g isdier Kokskohle auch die Lieferungen aus Deutsch­
land noch n id it verm indert’).
Die bem erkensw erten Umsdiichtungen in der Stein­
kohlenausfuhr sind nur für Deutsdiland und die 
N iederlande den verbesserten M arktbedingungen der 
Gemeinsdiaft zu danken — auch werden diese wohl 
nur in Zeiten mäßiger Binnennachfrage voll ausge­
nutzt w erden können. Die M ehrlieferungen Belgiens 
erfolgten 1953 und 1954 mit Hilfe zusätzlicher Aus- 
gleidizahlungen, mit denen das Ergebnis der einge­
leiteten Anpassung der Produktionskosten vorweg­
genommen wird. Die Hohe Behörde bradite hierfür 
1953 rd. 47 Mill. und 1954 128 Mill. bfrs auf.
Der M ehrabsatz saarländlsdier und lothringischer 
Kohle erfolgte vor allem auf dem süddeutsdien 
M arkt (etwa 20®/o M arktanteil), setzte aber immer 
nodi Subventionen voraus. So führte die Preiserhö­
hung für deutsdie Kohle ebenso wie die Verbilligung 
der Einfuhrfraditen durch Gewährung des AT 6 B 1 (Er­
mäßigung Reden-Regensburg z. B. 6 DM/t) nicht zu 
einer Versdilechterung der W ettbewerbsbedingungen 
der Ruhrkohle, sondern nur zum weiteren Abbau der 
Subventionen, die audi die Auswirkungen der seit 
Mai 1955 eingeführten direkten Tarife aufgefangen 
haben. Der gemeinsame M arkt für E i s e n e r z e  
konnte nur die Relation Lothringen—Belgien beleben. 
Die Beseitigung der Doppelpreise und Tarifdiskrimi­
nierungen senkte die Einstandspreise der französischen 
M inette für die belgischen H ütten um fast 15 Vo und 
versdiob damit den Substitutionspunkt für Sdiweden- 
erz. In der vor den W eltkriegen sehr starken Absatz­
relation zum Ruhrgebiet reichten die etwa in gleicher 
Höhe liegenden Preisanreize offenbar nidit aus, das 
hier transportkostenm äßig günstiger als in Belgien zu 
beschaffende Schwedenerz zu verdrängen. Die M inette­
bezüge sanken sogar nodi um zwei Drittel auf die 
unbedeutende Menge von 340 000 t  (1954). Der 1955 
zu beobachtende leid ite Anstieg ist lediglich konjunk­
turell bedingt.
Besondere Probleme ha t der gemeinsame M arkt für 
S c h r o t t  aufgeworfen. Die Schrottausfuhr w ar vor­
her in fast allen Ländern untersagt. Echte übersdiüsse 
gab es in keinem der Vertragsstaaten. Auch Frankreich 
hatte diese Stellung durch die starke Zunahme der 
SM-Erzeugung eingebüßt. Dem unelastischen Inland­
aufkommen der Gemeinschaft mit entsprechenden
’) Der A nteil der lothringisdi-saarländiscäien Feinkohle an  der 
V erkokungsm asse lag M itte 1954 bei 55 Vo. A ngestrebt w ird ein 
A nteil von 75 — 80 "A (M onatsberidite, H eft 10/1954, I1I/3/4).
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Preisreaktionen bei geringer M ehrnadifrage tr itt eine 
langfristige Bedarfszunahme durch die relative Zu­
nahm e der SM-Erzeugung und die auf Grund der gün­
stigen Preisverhältnisse zum Roheisen vorhandene 
Neigung zur absoluten Erhöhung des Schrotteinsatzes 
entgegen. Mit Hilfe einer Ausgleichumlage auf den 
Zukaufschrott konnten die benötigten Einfuhren auf 
den Inlandpreis herabgeschleust und größere Aus­
schläge des Inlandpreises (die ja  ohne nennensw erten 
Einfluß auf das Angebot bleiben mußten) vermieden 
werden. Eine langfristige Lösung wird durch eine neu 
errichtete Ausgleichkasse erreicht, die aus einer all­
gemeinen Umlage auf den Zukaufschrott Prämien für 
den verstärkten, zur Schrotteinsparung führenden 
Stahleiseneinsatz in den SM-Werken zahlt. Da bis 1954 
bei n o r m a l e r  Kapazitätsausnutzung der Schrott­
anfall innerhalb der Kernstandorte ausreichte und nur 
Italien erheblichen Einfuhrbedarf hatte (den es vor 
Beginn des gemeinsamen M arktes zu W eltm arktprei­
sen befriedigen mußte und vor 1953 auch befriedigte), 
führten die bisherigen Ausgleichzahlungen praktisch 
zu einer Schrottumlage zugunsten der italienischen 
Stahlindustrie. Die italienischen Bezüge aus dem 
gemeinsamen M arkt stiegen von 270 000 t  (1952) auf 
1,34 Mill. t  (1954), zur gleichen Zeit gingen die W elt­
m arktkäufe um knapp 300 000 t  zurück. Da die italie­
nische Stahlindustrie im V erhältnis zur Rohstahler­
zeugung 79 ”/o Schrott einsetzt gegenüber 36 ”/o in der 
Gemeinschaft, führte der billige Schrottbezug zu einer 
erheblichen V erbesserung ihrer Kostenlage und trug 
zu dem beschleunigten Abbau der Übergangszölle bei. 
Uberprüfen wir den Standortverkehr in Rohstoffen im 
Sinne unserer Fragestellung, so dürfte das Schwer­
gewicht der Verschiebungen in einer verstärkten 
gegenseitigen Durchdringung der M ärkte zu sehen 
sein. Ein erheblicher Teil der beobachteten Intensivie­
rung der Austauschbeziehungen muß den institutio­
neilen Eingriffen zugeschrieben werden. Die direkten 
Tarife dürften aber zu deren Abbau beitragen, und 
zwar insoweit o h n e  Einfluß auf die bestehenden 
Austauschgefälle ®).

Der Austausch von Eisen und Stahl 
in der M ontanunion 

(in lOOO t)

Lieferungen an den Bezüge aus dem
Land gem einsam en M arkt

1952 1 1953 1954 1 1952 1953 1 1954

D eutsdiland 302 497 771 786 998 1 679
N iederlande 68 118 255 759 941 1 276
Belgien/Luxem burg 1 254 1 240 1 879 212 320 313
Frankreid i/Saar 481 951 1 304 28 110 443
Ita lien  ■ ' 2 5 7 323 440 505
Gem einsdiaft 2 107 2 811 4 216 2 108 2 809 4 216
‘) Pos. 681 der int. K lassifizierung.
Q uelle: 3. G esam tberid it über d ie T ätigke it der G em elnsdiaft, 
S. 78-79.

W ertmäßig entfällt von den Gesamtbeziehungen des 
gemeinsamen M arktes rund die Hälfte auf Kohle und 
mit zwei weiteren Fünfteln der überwiegende Rest auf

Eisen und Stahl. Mit Recht werden besonders von 
diesen M ärkten Impulse für die zukünftige Standort­
struktur erw artet. Der wirtschaftliche Fortschritt in 
diesem Bereich bildet eine bestimmende Komponente- 
für das Gesamtergebnis der Teilintegration. Verfolgen 
wir deshalb abschließend die Veränderungen im 
Austausch von Eisen und Stahl.
Der Gesamtumsatz des gemeinsamen M arktes hat sich 
danach verdoppelt, wobei sich die Ausfuhr nach drit­
ten Ländern nahezu auf gleicher Höhe hielt, die Ein­
fuhr aus diesen sogar noch anstieg. Für 1955 darf nach 
den bisher vorliegenden Ergebnissen mit einem w eite­
ren Anstieg um über 40 Vo gegenüber dem V orjahr 
gerechnet werden. Von der Umsatzsteigerung des ge­
meinsamen M arktes in Höhe von 2,1 Mill. t entfallen 
bisher über 42 “/o auf erhöhte Lieferungen aller Kern­
standorte nach Deutschland, weitere 25 “/o auf solche 
in die N iederlande; die restlichen Anteile sind auf 
mäßige Ausdehnung der Bezüge in den übrigen Län­
dern zurückzuführen. Die absoluten Veränderungen 
gewinnen an Profil, wenn wir die Bezüge (jetzt ein­
schließlich der Einfuhren aus dritten Ländern) in ihrem 
Anteil an der Gesamtversorgung des jeweiligen 
Staatsraumes messen. W ir benutzen dazu die Bezie­
hungen in W alzstahlfertigprodukten, die für diesen 
Zweck homogenere Ergebnisse liefern.

Der unterschiedliche Anteil der Gesamteinfuhren 
an der Versorgung mit W alzstahlfertigerzeugnissen

(ln ®/o der G esam tversorgung *)

G ebiet 1952 1953 1954 s)

N orddeutsdiland 4,9 7,4 5,5
Süddeutscäiland 13,6 21,3 32,1
Frankreid i/Saar 0,4 1,2 3,3
Belgien-Luxemburg 26,1 21,4 19,4
Italien 7,3 12,9 12,5
N iederlande 67,8 70,2 61,9

') Die durch d ie E inführung d irek ter Tarife m öglidie O rtspre is­
senkung w ird  in w iditigen  A ustausd ire la tionen  durd i den im glei- 
dien Umfang w irksam  w erdenden Subventionjsabbau .kom pensiert.

*) Sdilesw ig-H olstein, Hamburg, Bremen, N ordrhein-W estfalen, 
N iedersadisen . ') Rest der Bundesrepublik. ’) Vorläufige Ergeb­
nisse  auf Basis 1. H j. 1954. *) V ersorgung =  Produktion +  Ein­
fuhr —■ Ausfuhr.
Q uelle: H. Jü rgensen : „Die w esteuropäisdie  M ontanindustrie  und 
ih r gem einsam er M arkt", G öttingen 1955, S. 231.

In den V ersorgungsverhältnissen der einzelnen Teil­
bereiche der M ontanunion hat es danach mit Aus­
nahme Süddeutschlands keine nennensw erten V erän­
derungen gegeben. Nur hier zeigt sich eine eindeutige 
Entwicklung im Ausmaß einer N euverteilung der Ab­
satzgebiete an.
Abgesehen von der geringen Eigenproduktion des 
süddeutschen Raumes befriedigten bis 1951 ausschließ­
lich Bezüge aus N ordrhein-W estfalen die dortige Nach­
frage. 1951 lieferte Nordrhein-W estfalen knapp 1 Mil­
lion t, konnte 1952 und 1953 bis zu 20 “/o mehr absetzen 
und lieferte 1954 wieder im Umfang von 1951. Die 
Nachfrage des süddeutschen Raumes wuchs im gleichen 
Zeitraum um 50 “/o, so daß der strukturelle Zuwachs 
fast ganz von den westlichen Standorten des gemein­
samen M arktes gedeckt wurde. Das führte zu einer 
Abnahme der Versorgungsstellung N ordrhein-W est­
falens in Süddeutschland von 60 auf knapp 40 "/o. Für 
Norddeutschland dagegen stiegen die Meßziffern der 
Versorgung und die der Belieferung durch Nordrhein- 
W estfalen von 1951 auf 1954 fast gleichmäßig (117 :116).
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Mit anderen W orten: Der Einbruch der westlidien 
Standorte beschränkt sid i auf das „theoretisdi" be­
strittene Gebiet des süddeutsdien Absatzraumes und 
hat auch hier nicht zu einem absoluten Mengenrüdi- 
gang der Lieferungen gegenüber 1951 geführt, als mit 
einem Im portversorgungsanteil von rd. 1 ®/o im Bun­
desgebiet kaum Walzstahleinfuhren zu verzeichnen 
waren.
W ir wollen die Verhältnisse auf dem süddeutschen 
M arkt nodi regional analysieren und zugleidi die kon­
junkturellen Auswirkungen durdi die Einbeziehung 
der Ergebnisse für das 1. Halbjahr 1955 prüfen.

Im portanteil am Gesamtempfang von W alzstahlfertig­
erzeugnissen der Bundesrepublik nach Regionen

(in Vo des Gesamtempfangs)

Region 1951 1952 1953 19541 1955 »

N orddeutsdiland 1.1 5,2 7,8 5,8 9.5
R heinland‘P falz
Hessen
Baden- Württemberg 
Bayern

2,8 14,0 28,0 41,0 47,1
2.4 12,0 17,1 28,1 26,0
4.4 19,6 27,0 39,1 44,7
1,2 7,0 11,5 17,6 17,9

Süddeutsdiland 2,8 13,9 21,5 32,4 34,4
B undesgebiet insgesam t 1,5 7,3 11.1 12,8 16,2
0 1. H alb jahr.
Q uelle: Eigene Beredinungen nad i amtlidien U nterlagen.

Die unm ittelbar an die westlichen Kernstandorte an­
grenzenden Bundesländer verzeichnen auch die stärk­
sten Einfuhranteile, die für Rheinland-Pfalz und Ba­
den-W ürttem berg 1955 — allerdings konjunkturell be­
einflußt — sicher auf 50 “/o ansteigen werden.
Für w eitere Überlegungen benötigen wir den Anteil 
der einzelnen w estlidien Standorte an der w estdeut­
schen Gesamteinfuhr, über den die folgende Tabelle 
orientiert:

Die H erkunftsländer der westdeutsdien Einfuhr 
von W alzstahlfertigerzeugnissen

(in ®/o der Gesamteinfuhr)

H erkunftsland
1952 1953 1954 1955

2. H j. l .H j . |2 .H j. l .H j . 2. Hj. l .H j .

Belgien 48,4 25,2 15,2 12,5 13,8 20,5
Luxemburg 21,3 18,4 19,3 25,1 23.7 22,3
Frankreid i 11,0 18,4 15,5 19,6 17,4 19,0
Saargebiet 15,1 20,1 32,7 31,5 32.2 26,5
N iederlande 1,1 3.5 5.6 2,4 4,3 4,1
D ritte Länder 3,1 14,4 11,7 8.9 8,6 7,6
M engenindex der 

Gesam teinfuhr 
2. H j. 1952 =  100 100 93 62 92 121 150

Q uelle : Eigene B eredinungen nad i amtlidien U nterlagen.

Den höchsten Anteil an den Lieferungen in den s ü d ­
d e u t s c h e n  Absatzraum haben das Saargebiet, 
Luxemburg und Frankreich. Den zunehmenden abso­
luten Versandm engen dieser Ländergruppen in das 
Bundesgebiet entspricht ihr steigender relativer 
A nteil an der westdeutschen Gesamteinfuhr: ein sicher 
auf die D atenänderungen des gemeinsamen M arktes 
zurückzuführender Vorgang — eben die Neuorientie­
rung des süddeutsdien Absatzraumes. Verfolgen wir 
nun die absoluten Einfuhrmengen dieser Länder 
in die Bundesrepublik, so überstiegen sie bis M itte 
1954 w eder für Lothringen noch für Luxemburg eine 
Jahresm enge von 250 000 t. W ie das Saargebiet 
dürften sie bei Fortdauer der jetzigen Entwicklung 
über 400 000 t nach Westdeutschland versenden.

Seit Beginn des gemeinsamen M arktes ist eine stän­
dige absolute und relative V erlagerung seiner Liefe­
rungen von Frankreich in die Bundesrepublik zu be­
obachten. Der verbreiteten Ansicht, der lothringische 
Absatz sei als eine gewichtige Stütze bei der Vollaus­
nutzung der dort seit 1946 errichteten Kapazitäten an­
zusehen, mit denen doch fast die zehnfache Menge 
produziert w erden kann, muß auf Grund unserer Zah­
len entgegengetreten werden. Sie konnte nur durch 
oberflächliche Beurteilung der meist z u s a m m e n  
veröffentlichten lothringisch-saarländischen Lieferun­
gen entstehen. So entfällt auch das unbegründete 
Argum ent der auf Überproduktion gegründeten Ex­
portinvasion Frankreichs in W estdeutschland. ®) Vor 
1914, als alle fraglichen Standorte innerhalb eines 
Staatsgebietes lagen und damit die Konstruktion des 
heutigen gemeinsamen M arktes schon in gewisser 
W eise vorweggenommen war, gingen zwei Drittel der 
Gesamtlieferungen dieser Standorte an Süd- und Süd­
westdeutschland. 1926 kam es im Rahmen der „Inter­
nationalen Rohstahl-Gemeinschaft" zu einem V erstän­
digungsabkommen der deutschen, luxemburgischen 
und französischen Industrie. Danach w urden Luxemburg 
(2,75 “/o) und Lothringen (3,75 “/o) mit insgesam t 6,5 “/o 
am deutschen Inlandsabsatz beteiligt. Nehmen wir an, 
das Abkommen bestände noch, und verfolgen wir die 
„Ausnutzung" dieses Kontingentes seit Beginn des ge­
meinsamen M arktes, so haben die luxemburgischen 
Lieferungen m it 2,2—4,2 “/o des deutschen Inlandsab­
satzes ihre frühere Quote von 2,75 “/o allgemein über­
schritten, w ährend die lothringischen bis M itte 1954 
ihren ehemaligen Anteil von 3,75 “/o nicht ausgefüllt 
haben. Die Gesamteinfuhren aus der Gemeinschaft 
halten sich bis Anfang 1955 unter 15 “/o der deutschen 
Inlandlieferungen und entsprechen in  ihrem Umfang 
den seinerzeit von der deutschen Stahlindustrie den 
Standorten der Saar, Luxemburgs und Frankreichs ins­
gesamt freiwillig eingeräum ten Absatzquoten. Die kon­
junkturell beeinflußten Ergebnisse von 1955 werden 
diesen Anteil allerdings übersteigen (1. Hj. 16,2 ®/o, 
3. Q uartal bis zu 20 “/o), doch liegt das an der im 
Verhältnis zur V erarbeitung noch zu geringen Kapazi­
tätsexpansion der deutschen Stahlindustrie. *“) Bei 
Norm alisierung der Nachfrage und gleichzeitiger In­
betriebnahm e neuer Kapazitäten dürfte sich die Be­
lieferung des westdeutschen M arktes wieder unter­
halb der genannten M arge halten. Ein erheblicher 
Teil des seit M itte 1954 zu beobachtenden Einfuhrzu­
wachses ist nicht auf eine N euverteilung der Absatz­
räume, sondern einfach auf mangelnde Lieferfähigkeit 
der deutschen W erke zurückzuführen. Da sich nach 
den jüngsten Ergebnissen — zwar zögernd und weit 
geringer im Umfang — auch für die deutschen W erke 
zusätzlich Absatzchancen im gemeinsamen M arkt bie­
ten, w ird ihr Absatz unter Berücksichtigung der struk-

*) D er A nteil der französisd i-saarländisdien  G esam texporte an der 
Rohstahlproduktion  betrug  im D urdisd in itt der Jah re  1936— 1938 
37 ®/o, 1951—1953 dagegen nur um 30 Vo. Q uelle: „The European 
S teel M arket in  1953“, Tabelle 22.
1®) Die Erzeugungsmeßziffer der e isen  s c h a f f e n d e n  Industrie  
lag für N ovem ber 1954 bei 139, d ie der Investitionsgüterindustrien  
bei 235 (jew eils auf Basis 1936 =  100).
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turellen Nadifrageerhöhung in den verbleibenden un­
bestrittenen Gebieten nicht beeinträchtigt werden. 
Die eingeleiteten K apazitätserweiterungen der deut­
schen Stahlindustrie müssen sich allerdings an den 
Daten des gemeinsamen M arktes orientieren, d. h. die 
erhebliche Expansion der westlichen Standorte und 
den von ihnen bei rückläufiger Gesamtnachfrage aus­
gehenden Absatzdruck auf die bestrittenen — früher 
dem deutschen M arkt durch den Zollschutz allein Vor­
behalten gebliebenen — Absatzgebiete berücksichtigen. 
H ier machten sich die späte Aufhebung der Produk­
tionsbeschränkung sowie das bis 1952 sehr geringe 
Investitionsprogramm nachteilig bemerkbar. Es besteht 
daher kein Zweifel, daß der gemeinsame M arkt V er­
änderungen in der deutschen Inlandsversorgung ge­
schaffen hat, die sidi auch über den Zuwachs nicht 
um kehren werden.

MARKTBEGRENZUNGEN

Die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
löst zunehmend die Grundstoffmärkte aus ihrer natio­
nalen Ausrichtung. Sie schafft damit entscheidende 
D a t e n ä n d e r u n g e n  für die beteiligten Indu­
strien. Zu einem kleineren Teil unterliegen diese Kor­
rekturen  direkt dem Eingriffsbereidi der Hohen Behörde 
— so Maßnahmen der Preis-, Kartell-, Investitions­
und einige Ansätze in der Konjunkturpolitik. Bei an­
deren M arktbereinigungen ist sie weitgehend auf ent­
sprechende Maßnahmen der Regierungen angewiesen, 
so in der Handels-, Steuer-, W ährungs- und V erkehrs­
politik. H ier bleiben also supranationale Zielsetzun­
gen unter nationaler Kompetenz, eine direkte Aus­
w irkung der Teilintegration.
Grundsätzlich bleibt der gemeinsame M arkt sich selbst 
überlassen. Die Befugnisse der Hohen Behörde richten 
sich in erster Linie darauf, die für seinen ungestör­
ten Ablauf notwendige D atenkonstellation bereitzu­
stellen bzw. zu erhalten. So bleibt auch die P r e i s ­
p o l i t i k  grundsätzlich den Unternehmen Vorbehal­
ten. Bei der in der Grundstoffindustrie vorherrschenden 
Preisführerschaft können deshalb entscheidende Ein­
w irkungen auf die Standortbeziehungen nicht er­
w artet werden. Zwar lassen die Bestimmungen des 
Art. 60 Abs, 2b durchaus einen mit preispolitischen 
M itteln auszutragenden Kampf um die Absatzgebiete 
zu, doch dürfte sich dieser in Zeiten norm aler Be­
schäftigung aus den oben genannten Gründen nicht ein­
stellen, in Zeiten krisenhafter Nachfragerückgänge auf 
Grund der dann gegebenen Eingriffsmöglichkeit (Min­
destpreise) von der Hohen Behörde nicht zugelassen 
werden. Auch die I n v e s t i t i o n s e n t s c h l ü s s e  
bleiben grundsätzlich privatwirtschaftlich dezentrali­
siert und unbehindert, soweit sie nicht den Rahmen­
bestimmungen des Art. 54 widersprechen. Dabei liegen 
die eigentlichen- M öglidikeiten für die Verbesserung 
der S tandortverhältnisse auf dem gemeinsamen M arkt 
in der Abstimmung der Zuwachs- und Ersatzinvesti­
tionen. Von gewerkschaftlicher und sozialistischer 
Seite fordert man daher die volle Ausschöpfung der 
der Hohen Behörde vom V ertrag eingeräum ten „Kann-
“ J Vgl. dazu die B eredm ungen be i H. Jürgensen, a. a. O., S. 242 f.

Eingriffe". Die Hohe Behörde hat aber nad i einer 
Zeit des inneren M ethodenstreites anläßlich der Jahres­
versammlung 1954 dem M ontanparlam ent keinen Zwei­
fel gelassen, daß sie am Grundsatz der Investitions­
freiheit festzuhalten gedenkt. Die Investitionsentschei- 
dungen verbleiben den Unternehmen, und diese Art 
der W achstumsanpassung dürfte die elastischste sein, 
solange sich die Investitionsentschlüsse an Daten 
orientieren, die nicht durch einzelstaatliche Maßnah­
men wettbewerbsschädlich beeinflußt sind. Hierfür zu 
sorgen, sieht auch die Hohe Behörde als ihre wich­
tigste Aufgabe an. Insoweit beargwöhnt Röpke die 
Hohe Behörde zu Unrecht. Auch in der V erteilung der 
amerikanischen Anleihe ist kein planwirtschaftlicher 
Ansatz zu sehen. Der A nleihebetrag w ar begrenzt und 
zweckgebunden, der Zinssatz möglichst niedrig ge­
halten. Die A nträge überstiegen deshalb bei weitem 
die verfügbaren M ittel und machten insoweit eine Zu­
teilung notwendig, wollte man nicht den Ausgleich 
über eine Zinserhöhung suchen.
Bedurfte die Teilintegration einerseits angleichender 
Maßnahmen auf dem Gebiet der V e r k e h r s  - und 
T a r i f p o l i t i k ,  so konnte man ihr andererseits die­
sen Sektor doch nicht unterstellen. Das führte zu der 
Rechtskonstruktion, daß die Hohe Behörde die in 
A rtikel 70 für das Funktionieren des gemeinsamen 
M arktes festgelegten Ziele durch Maßnahmen der na­
tionalen Behörden ausführen lassen muß, die außer­
dem dem W eg nach nicht verbindlich sind. Auf die 
drei hervorgetretenen Schwierigkeiten kann im Rah­
men dieser Abhandlung fundiert nicht eingegangen 
werden. *3) Ebenso wie die Verkehrspolitik steht die 
K o n j u n k t u r p o l i t i k  als supranationale Ziel­
setzung unter nationaler Kompetenz. Eine gleich­
mäßig hohe Beschäftigung der in der M ontanunion 
zusammengefaßten Unternehmen erleichtert die not­
wendigen Anpassungen auf dem gemeinsamen Markt. 
Die Hohe Behörde hatte insofern einen vorzüglichen 
Start. Der günstige Konjunkturverlauf hat ihre Macht­
losigkeit auf diesem Gebiet weithin unbekannt gelas­
sen. Ihre geringen preispolitischen Steuerungsmöglich­
keiten und M engeneingriffe sind nach den Erfahrun­
gen der insoweit ähnlich konstruierten „Internatio­
nalen Rohstahl-Gemeinschaft" allein von geringer W ir­
kung. Die Hohe Behörde strebt danach, die auf Grund 
der Teilintegration mangelnde Kompetenz in erw eitern­
der Auslegung des Art. 57 durch zweckentsprechende 
Absprachen mit den Regierungen zu verbessern.
Der V ertrag enthält keinerlei Vorschriften über die 
von den Regierungen auf dem gemeinsamen M arkt 
anzuwendende S t e u e r p o l i t i k .  Er sieht auch 
keine Auflagen vor, mit deren Hilfe die Hohe Behörde 
bestimmte Datenänderungen durchsetzen könnte, die 
sie für das ordnungsgemäße Funktionieren des ge­
meinsamen M arktes als unerläßlich ansieht. Die Steuer­
hoheit der Länder bleibt völlig unangetastet, wenn

Vgl. W. Röpke: „Europäisdie Investitionsplarm ng", Ordo
Bd. VII, u. a. S. 80 Anm. 4.
” ) Vgl. dazu die in Kürze ersd ieinende Studie aus dem Institu t 
für V erkehrsw issensdiaft M ünster, von W. S d ieider: „Die Tarif* 
politik  der H ohen Behörde und das deu tsd ie  V erkehrsw esen."
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m an von einer ausweitenden Auslegung der gegen 
Handlungen der Staaten gerichteten V erbote des Art. 4 
absieht. Der Katalog des Art. 4 ist sehr ausführlich 
gehalten und richtet sich ausschließlich darauf, das 
Prinzip gleicher Basispreise (Ab-Werk-Preise) für ver­
gleichbare Geschäfte zu gewährleisten (gemäß Art. 3c 
und Art. 60/1). Soweit also durch steuerliche Maßnah­
men der einzelnen Staaten Diskriminierungen bei der 
Preisstellung hervorgerufen werden, könnte die Hohe 
Behörde auf der Grundlage des Art. 4 in Verbindung 
mit Art. 86 Abs. 2 des Vertrages einschreiten. Hierzu 
liegt z. Z. keine Veranlassung vor.
Der lange diskutierte Steuerstreit beruhte auf einer 
unzulänglichen Analyse der gegebenen Verhältnisse. 
Die W ä h r u n g s p o l i t i k  und die damit für die 
Teilintegration verbundenen Probleme fanden weder 
eine vertragliche Regelung (eben wegen der Teilinte­
gration), noch hat sich die Hohe Behörde näher mit 
ihnen beschäftigt. Gehen w ir systematisch vor und 
fragen nach den währungspolitischen Voraussetzun­
gen für das reibungslose Funktionieren des gemein­
samen M arktes, so sind mit seiner Zielsetzung Prak­
tiken der Devisenbewirtschaftung ebenso unvereinbar 
wie die der Handelskontingente. W eiter sind für 
die Zielsetzung kostengünstiger Standortverteilung 
und entsprechend ausgerichteter Handelsbeziehungen 
W echselkurse erforderlich, die über beschränkte Kurs­
ausschläge die laufenden Bewegungen des Devisen­
m arktes aufnehmen und durch entsprechende V erän­
derung bei strukturellen Kursverschiebungen die inter­
nationalen Austauschgefälle ohne Verzerrung über­
setzen. Fragen wir weiter, wie weit diese grundsätz­
lich anzustrebenden Funktionsvoraussetzungen für den 
übersehbaren Abschnitt der Übergangszeit im gemein­
samen M arkt gegeben sind, so kommen w ir zu fol­
genden Überlegungen: Die beschränkte Devisenzutei­
lung ist als unzulässiger. Eingriff im Sinne des Art. 4 
bereits mit Eröffnung der gemeinsamen M ärkte 
aufgehoben worden. Zu prüfen bleibt, ob die da­
mit der Teilintegration eingeräumte abrechnungstech- 
nische Vorzugsstellung mit Desintegrationserscheinun­
gen (verminderten Devisenkontingenten) auf anderen 
Gütermärkten erkauft werden mußte. Diese Frage ist 
zu verneinen, da alle Teilnehmerländer der EZU-Ver- 
rechnung angehören und bis auf Frankreich positive 
Abrechnungssalden verzeichnen. Für Frankreich w ie­
derum ist der spezielle Außenhandelssaldo für die 
vertragszugehörigen Produkte positiv, und zwar mehr 
als zu Beginn der gemeinsamen Märkte. Als Folge der 
besonders für Frankreich verbesserten Austauschbe­
dingungen sind aus der Teilintegration heraus die 
übrigen Handelsbeziehungen sogar mit Sicherheit 
positiv beeinflußt worden.
Die Bedingung echter Kursrelationen als Grundlage 
des Austauschgefälles im gemeinsamen M arkt ist schon 
deshalb nicht erfüllt, weil die W ährungen sämtlicher 
Partnerländer nicht frei konvertierbar sind. Mit Aus­
nahm e Frankreichs können aber die offiziellen Ab­
rechnungskurse der EZU als ausreichende Grobein-
“ ) V gl. S ta t. M onatsberichte der H ohen Behörde, Heft 11 (1954), 
IV/2/4 (A ussdiußberidit).

Stellung angesprochen werden. So hängen zumindest 
kurzfristig die Fortschritte der Teilintegration nicht 
von uno actu vollzogenen Verbesserungen der W äh­
rungsverhältnisse ab. Die wohl erst gegen Ende der 
Übergangszeit zu erw artende Konvertibilität bietet die 
Garantie, daß dem gemeinsamen M arkt die währungs­
politische N eutralität bis zu seiner Überführung in 
eine Gesamtintegration in dem von ihm benötigten 
Umfang gesichert bleibt.

FOLGERUNGEN FÖR DIE EUROPÄISCHE INTEGRATION

Um aus den Untersuchungsergebnissen einige Schlüsse 
zu ziehen, gehen wir auf die eingangs angeführten 
drei Bedingungen zurück, denen eine sinnvolle Teil­
integration mit dem Fernziel einer Gesamtintegration 
genügen muß.
1. Die Teilintegration muß die ihr gestellten engeren Ziele 
erreichen. Unsere Ableitungen belegen, daß die Mon­
tanunion bereits nach zwei Jahren alle jene Funktio­
nen zufriedenstellend ausübt, die seinerzeit den privat­
rechtlichen O rganisationen der „Internationalen Roh­
stahl-Gemeinschaft" und der „InternationalenRohstahl­
export-Gemeinschaft" soviel Mühe bereitet haben, wenn 
wir das von den Standorten in eigener Regie — aber 
nur mit Zustimmung der Hohen Behörde — geschaf­
fene Exportkartell e in b e z ie h e n W ä h r e n d  die „In­
ternationale Rohstahl-Gemeinschaft" — ohne Einfluß 
auf die N euinvestitionen nehmen zu können — von 
der Abstimmung der Produktion (im Sinne der Dros­
selung des Angebots) ausging und grundsätzlich die 
bestehenden Kapazitäten anerkannte, sieht die Mon­
tanunion ihre Aufgabe in der ständigen Produktions­
ausweitung und der Berichtigung der Standorte über 
die an den gesamtwirtschaftlichen Daten des gemein­
samen M arktes ausgerichteten Neuinvestitionen. W äh­
rend die „Internationale Rohstahlexport-Gemeinschaft" 
sich damit begnügte, den Export nach dritten Ländern 
zu stabilisieren, und unbedingten gegenseitigen Ge­
bietsschutz für die Eigenlieferungen der vertragschlie­
ßenden Standorte innerhalb des zugehörigen Staats­
raumes vorsah, hat auf dem gemeinsamen M arkt die 
im Sinne der Integrationszielsetzung notwendige Kor­
rektur der Absatzgebiete bereits begonnen. Mit einem 
Satz, während die „Internationale Rohstahl-Gemein­
schaft" und die „Internationale Rohstahlexport-Ge­
meinschaft" die M ärkte nach den Interessen der Mon­
tanindustrie ausrichteten, bereitet die Montanunion 
die Schwerindustrie für eine Gesamtintegration vor, 
bei der die Interessen der übrigen M arktparteien 
gleichgeordnet sind.
Uber diese Ordnung der M ärkte hinaus w urden w e­
sentliche Verbilligungen im Rohstoffbezug und in der 
Verkehrsbedienung erreicht und insgesam t eine Reihe 
von Datenänderungen bewirkt, die für die zukünftige 
Entwicklung der Standorte verbesserte Ausgangs­
bedingungen geschaffen haben. Die Gemeinschaft 
strebt energisch nach der für sie notwendigen Ab­
stimmung der nationalstaatlichen Konjunkturpolitik. 
Allein durch die selbstregelnden Kräfte des M arktes

Vgl. H . Jü rgensen , a. a. D ., § 15 „N ationale und in te rna tio ­
nale  K artelle  in  ihrem  Einfluß auf die K ernverfleditung", S. 100 ff.
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hat sie den zunächst hauptsädilidi von Deutsdiland 
getragenen Aufsdiwung in einer M engenkonjunktur 
auffangen können.
Daneben entw idielte sie Initiativen für die Beseitigung 
w eiterer Reibungsverluste ihrer Teilintegration über 
geeignete staatlidie Vereinbarungen. Damit allein hat 
sie etwas geleistet, was Liberalisierung und Zahlungs­
union sdiw erlidi hätten  hervorbringen können. Daß von 
der Gemeinschaft neben der A usgestaltung eines funk­
tionsfähigen M arktes audi bereits Auswirkungen im ' 
Sinne ihrer allgem einen Zielsetzungen gemäß Art. 2 
des V ertrages (z. B. Hebung des Lebensstandards) er­
w artet werden, beruht auf unrealistischer Einsdiät- 
zung der einer Teilintegration gesetzten Grenzen und 
n id it auf unzulänglicher Vertragserfüllung.

2. Die Teilintegration darf eine spätere Gesamtintegration 
nidit behindern. Entscheidend für die Beurteilung der 
M ontanunion im Hinblidc auf die angestrebte euro­
päisdie W irtsdiaftsintegration sind ihre diesbezüg­
lichen Auswirkungen 1®). Für die Frage nad i der 
Behinderung einer späteren regionalen Auswei­
tung messen wir sie grob durch das Verhältnis 
der seit Eröffnung der M ärkte eingetretenen V er­
änderungen im Binnenaustausdi zu denen der Emp­
fangsbeziehungen aus dritten Ländern (Kern-Rand- 
Verkehr). Ganz allgemein können w ir voraussetzen, 
daß ein universaler Zollabbau auf dem W ege über 
das GATT theoretisdi zu weniger Bedenken Anlaß 
gibt als die Zollbefreiung innerhalb eines regional be­
grenzten Freihandelsgebietes. Aber einmal strebt die 
Montanunion ihren vertraglidien Zielen entsprechend 
n id it nadi einer g e s c h l o s s e n e n  Integration im 
Sinne autarker Großraumbildung, zum anderen er­
reicht sie die Bildung ihres Freihandelsgebietes, ohne 
den A ustausdi mit dritten Ländern absolut höher zu 
belasten. Relativ gesdiah es natürlid i sdion durdi die 
1953 erreichte Aufhebung der Zölle im Binnenbereich 
der Gemeinsdiaft.

A ustausdi mit dritten Ländern
(in M ill. t)

“ ) Daß d ie M ontanunion d ie angestrebte  G esam tintegration 
i n n e r h a l b  ihres G ebietes n id it behindert, häng t vor allem 
von der richtigen Beschränkung ih rer Eingriffe ab.

Position 1952 1953 1954

Stahl
Einfuhr 0.8 0,9 1.0
Ausfuhr 6,6 6,6 6,7

Kohle
Einfuhr 22,3 13,8 13,9
Ausfuhr 9.6 10,2 13,4

Q uelle; 3. G esam tbericht, a . a. O., S. 43.

Um die Auswirkungen zu ermitteln, vergleichen wir 
die Austausdientwidclung für die V ertragserzeugnisse 
auf dem gemeinsamen M arkt mit den Empfangsbe­
ziehungen aus dritten Ländern. Den „Aufsdiließungs- 
Effekten" — w ir verstehen darunter die Zunahme des 
Binnenhandels in der Gemeinsdiaft — stehen nirgends 
„Abschließungs-Effekte“ (Abnahme des Handels mit 
dritten Ländern) gegenüber; jedenfalls nicht unter Be- 
rüdisichtigung der konjunkturellen Situation. Die Aus­
tauschimpulse im Binnenbereidi — Folgen des gemein­
samen M arktes und der konjunkturellen Entwidclung — 
sind zwar erheblich stärker, belasten aber nicht die 
V erfleditung mit anderen Ländern. Dieses Ergebnis 
ist einwandfrei auf die günstige r e g i o n a l e  Aus­
gangslage des gemeinsamen M arktes zuriickzuführen.
3. Die letzte Forderung an eine Teilintegration gilt der An­
erkennung nationaler Belange während der Übergangszeit. 
Diese Forderung ist schon deshalb erfüllt, weil der 
Vertrag der Hohen Behörde dodi nur sehr begrenzt — 
und überw adit durch die nationalstaatliche Aufsichts­
funktion des M inisterrats — Eingriffsredite in den 
Hoheitsbereich der N ationalstaaten einräumt. Darüber 
hinaus w ar die Hohe Behörde — von gelegentlichem 
verständlidien Eifer und vorsdinellen Handlungen 
abgesehen — stets um eine vertrauensvolle Zusam­
m enarbeit bemüht. Sie war immer bereit, nationalen 
Gesichtspunkten bei ausreidiender und vor allem 
nachdrüdilidier Begründung entsprechend Raum zu 
geben. Ganz überwiegend hat sie audi von den ihr 
vom V ertrag übertragenen Befugnissen nur in dem 
durdi die Besdiränkung des Integrationsansatzes ge­
botenen Umfang Gebrauch gemacht.

Sum m ary: T h e  C o a l  a n d  S t e e l  
C o m m u n i t y  w i t h i n  t h e  
F u n c t i o n a l  L i m i t s  o f  S e c ­
t i o n a l  I n t e g r a t i o n .  T he basic  
prob lem  in  an y  k in d  of in teg ra tio n  
is how  to expand  th e  m arkets. In te r­
ven tio n s n o t affecting  th e  tren d  of 
th e  m ark e t w ill also fall to affect th e  
goal se t an d  w ill be u nab le  of b ring ing  
about an y  p rog ress in  in teg ra tio n . 
H ence, th e  p re se n t analysis, in  w hich 
the  au tho r encjuires afte r the  effects 
of in teg ra tio n  effo rts w ith in  the  Coal 
and  S teel Com m unity, co n cen tra tes  
on th e  tre n d  of th e  m ark e t and  in v es­
tig a te s  th e  conditions, th e  resu lts , and 
th e  lim its of th e  com m on m ark e t for 
coal an d  steel, close a tten tio n  being  
pa id  to th e  av a ilab le  s ta tis tica l m a te r­
ial. A p art from  th e  q uestion  of how  
th e  com m unity  fulfills Its n arro w e r 
ta sk  of sec tional in teg ra tio n , th e  au tho r 
finally  poses th e  q uestion  of how  it 
con trib u te s to th e  concep t of a  U nited  
Europe.
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R ésum é: L a  C. E. C. A. — l i m i t e s  
f o n c t i o n n e l l e s  d e  l ' i n t é ­
g r a t i o n  p a r t i e l l e :  L 'expansion  
des m archés rep ré sen te  le  p roblèm e 
fondam ental à réso u d re  p a r  l 'in té g ra ­
tio n  économ ique de tous les degrés. 
11 se ra it v a in  d 'en trep ren d re  des m e­
su res qui n 'a u ra ie n t p as d 'e ffe t su r le 
m arché, car elles n 'a v a n c e ra ie n t en 
rien  le  p ro g rès de l'in tég ra tio n . Dans 
son  an a ly se  des effe ts e t répercu ss io n s 
des efforts en trep ris  p ar la  C.E.C.A. 
dans le  b u t de réa lise r  l 'in tég ra tio n , 
l 'a u te u r  p rê te  to u te  son  a tten tio n  au 
phenom ène du m arché pour en exam i­
ner, à  l 'a id e  du  m atérie l s ta tis tiq u e  
d isponib le, les données e t les condi­
tions, les ré su lta ts  e t les lim ites pour 
la  com m unauté du charbon e t de l'a c ie r . 
L 'au teu r p a rle  des tâches im m édiates 
à  rem plir p a r  l 'in té g ra tio n  p a rtie lle  e t 
d iscu te  le  p rob lèm e de la  co n tribu tion  
de la  C.E.C.A. à  la  concep tion  de 
l'U n ion  E uropéenne.

R esum en: L a  U n i ó n  d e  C a r b ó n  
y  A c e r o  d e n t r o  d e  l o s  
l i m i t e s  d e  f u n c i ó n  d e  l a  
i n t e g r a c i ó n  p a r c i a l .  El p ro ­
blem a básico de toda in teg rac ió n  e s  el 
ensanche de los m ercados. M edidas que 
no su rten  n ingún  efec to  en  el curso 
del m ercado, tam bién  quedan  sin  in­
fluencia  en la  finalidad  y  son incapaz  
de p roducir p rog resos d e  in teg ración . 
Por eso, en su analisis, c¡ue in v estig a  
los efectos de los esfuerzos de in te ­
grac ión  d en tro  de la  U nión de C arbón 
y  A cero, el au to r  pone el curso  de 
m ercado  en el cen tro  de  sus reflex io ­
nes, y  v a liéndose  de las e s tad ísticas 
d isponib les, in v estig a  las cond iciones 
de m ercado, los resu ltad o s de m ercado  
y  los lím ites del m ercado  den tro  del 
m ercado  com ún p a ra  carbón  y  acero . A l 
lado de la  cuestión  re fe ren te  al cum ­
plim ien to  de las m ás estrechas ta re a s  
de la  in teg ración  parc ia l, e l au to r  in ­
quiere, p o r fin, la  con tribución  d e  la 
U nión de C arbón  y  A cero  p a ra  una  
concepción  de E uropa to tal.
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